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Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 21.
November 2002 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die HÃ¶he der Verletztenrente des KlÃ¤gers hinsichtlich des zu
berÃ¼cksichtigenden Jahresarbeitsverdienstes (JAV).

Der 1950 geborene KlÃ¤ger ist Diplomsoziologe. Er war vom 1. April 1996 an als
Entwicklungshelfer beim DED beschÃ¤ftigt und ab 1. Juli 1996 als Tourismusberater
in C eingesetzt. Er erzielte einen Basisunterhalt von 1375 DM, der zusammen mit
ZuschÃ¼ssen und Sockelbetrag den Verdienstabrechnungen zufolge zu einem
-steuerfreien- Gesamtbruttobetrag von hÃ¶chstens 2.213,03 DM ( September 1996)
fÃ¼hrte. Als Sozialversicherungs-Brutto war ein Betrag von 5.333,60 DM
aufgefÃ¼hrt.

Am 18. Oktober 1996 erlitt er im Rahmen seiner dienstlichen TÃ¤tigkeit bei einer
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Wildwasser-Rafting-Tour auf dem Rio Petrohue einen dreifachen KnÃ¶chelbruch des
linken FuÃ�es, der mit einer KnÃ¶chel-Osteosynthese versorgt wurde.

Auf Anfrage der Beklagten im Rentenfeststellungsverfahren teilte der KlÃ¤ger mit,
in der Zeit vor dem Dienstantritt als Entwicklungshelfer sei er 1990 bei der DI G in
Washington im mittleren Management tÃ¤tig gewesen, 1991 bis 1992 habe er eine
entsprechende TÃ¤tigkeit bei einem groÃ�en Reiseunternehmen in Philadelphia mit
einem Jahresgehalt von 35.000 USD ausgeÃ¼bt. 1993 sei er bei der Deutschen
FÃ¤hrgesellschaft Ostsee mit einem Bruttogehalt von 7500 DM monatlich
zuzÃ¼glich zusÃ¤tzlicher Leistungen beschÃ¤ftigt gewesen. Von Januar bis Oktober
1994 habe er Leistungen der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit bezogen und sich 1995
selbstÃ¤ndig gemacht. Durch seine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit habe er so geringe
Einnahmen erzielt, dass er keine Steuern habe zahlen mÃ¼ssen.

Der von der Beklagten gehÃ¶rte Arzt fÃ¼r Chirurgie Dr. S vertrat nach einer
Untersuchung des KlÃ¤gers am 3. April 2000 in seinem Gutachten vom 18. April
2000 die Auffassung, die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit betrage wegen einer
deutlichen EinschrÃ¤nkung der Plantar- und Dorsalextension sowie Supination und
Pronation bis auf Weiteres 20 v.H â�¦ Daraufhin holte die Beklagte ein Gutachten
nach Aktenlage von dem Chirurgen Dr. S ein, der am 28. August 2000 zu dem
Ergebnis gelangte, es lieÃ�en sich nur endgradige BewegungseinschrÃ¤nkungen
feststellen. Die MdE betrage vom 16. Januar 1997 bis zum 31. Dezember 1998 20
v.H. danach 10 v.H â�¦

Mit Bescheid vom 6. November 2000 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger eine
Rente fÃ¼r die Zeit vom 16. Januar 1997 bis zum 31. Dezember 1998 nach einer
MdE von 20 v.H â�¦ Sie legte als Jahresarbeitsverdienst den
Mindestjahresarbeitsverdienst zugrunde, weil der tatsÃ¤chliche
Jahresarbeitsverdienst nicht festzustellen sei. Dieser betrug von Januar bis Juni 1997
29.736 DM und wurde zum 1. Juli 1997 auf 30.173,12 DM, zum 1. Juli 1998 auf
30.242,52 DM dynamisiert.

Mit seinem Widerspruch wandte der KlÃ¤ger sich gegen eine Begrenzung der Rente
bis Ende 1998 und machte zum Jahresarbeitsverdienst geltend,
unglÃ¼cklicherweise sei das dem Unfalljahr vorausgehende Jahr ein solches des
Ã�bergangs nach einem langen Studien- und Arbeitsaufenthalt in den USA gewesen,
in dem er den Versuch unternommen habe, eine selbstÃ¤ndige Existenz zu
grÃ¼nden. Da die Entwicklungshelfer nur ein Unterhaltsgeld erhielten, stufe der
DED bei der Festlegung des sozialversicherungsrechtlichen Bruttobetrags seine
Entwicklungshelfer fÃ¼r die Vertragsdauer entsprechend ihrer Ausbildung,
beruflichen Erfahrung und der geplanten TÃ¤tigkeit im Ausland ein. Deswegen habe
sein Bruttoentgelt bei der Aufnahme der TÃ¤tigkeit 5333,60 DM betragen und liege
jetzt bei 5.733,62 DM. Er habe im Jahr 1995 EinkÃ¼nfte aus selbstÃ¤ndiger Arbeit in
HÃ¶he von 22.811 DM erzielt.

Durch Widerspruchsbescheid vom 2. Mai 2001 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger werde nicht Ã¼ber den 31. Dezember 1998 hinaus wegen
der Folgen seines Arbeitsunfalls in rentenberechtigendem Grade in seiner
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ErwerbsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt. Ebenso sei der Jahresarbeitsverdienst in
zutreffender HÃ¶he festgestellt worden. Berechnungsgrundlage der Rente sei der
Jahresarbeitsverdienst, d.h. der Gesamtbetrag der Arbeitsentgelte und
Arbeitseinkommen in den zwÃ¶lf Kalendermonaten vor dem Monat, in dem der
Versicherungsfall eingetreten sei. Als Arbeitsentgelt seien nach Â§ 14 Abs.1 SGB IV
alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer BeschÃ¤ftigung zu verstehen.
BeschÃ¤ftigung sei die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit insbesondere in einem
ArbeitsverhÃ¤ltnis. DemgegenÃ¼ber sei gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs.1 Entwicklungshelfer-
Gesetz (EhfG) Entwicklungshelfer, wer in EntwicklungslÃ¤ndern ohne
Erwerbsabsicht Dienst leiste. Nach Â§ 4 Abs.1 EhfG wÃ¼rden vom TrÃ¤ger
Unterhaltsgeld und Sachleistungen zur Sicherung des Lebensbedarfs gewÃ¤hrt. Bei
den Unterhaltsleistungen handele es sich schon deshalb nicht um Arbeitsentgelt,
weil der Entwicklungsdienst keine BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 7 SGB IV
darstelle, sondern eine solche ohne Erwerbsabsicht. Eine fiktive BerÃ¼cksichtigung
des wÃ¤hrend des Entwicklungsdienstes bezogenen Unterhaltsgeldes sei, da es
kein Arbeitsentgelt darstelle, bei der Feststellung der HÃ¶he des
Jahresarbeitsverdienstes nicht mÃ¶glich.

Mit der dagegen vor dem Sozialgericht Berlin erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger
neben der WeitergewÃ¤hrung der Rente geltend gemacht, der
Jahresarbeitsverdienst habe sich an dem vom DED errechneten Bruttobetrag zu
orientieren, da dies seiner Qualifikation und der von ihm erfÃ¼llten
Aufgabenstellung im Entwicklungsdienst entspreche.

Das Sozialgericht hat ein SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. B vom 26. Februar
2002 eingeholt, der eine ausgeheilte trimalleolÃ¤re Sprunggelenksfraktur
festgestellt und die MdE-EinschÃ¤tzung von Dr. S bestÃ¤tigt hat.

Durch Urteil vom 21. November 2002 hat das Sozialgericht die Beklagte verurteilt,
die Verletztenrente des KlÃ¤gers nach einem Jahresarbeitsverdienst von 64.003,20
DM zu gewÃ¤hren und im Ã�brigen die Klage abgewiesen. Es finde gemÃ¤Ã� Â§ 214
Abs.2 S.1 SGB VII Â§ 87 SGB VII Anwendung, weil der Jahresarbeitsverdienst
erstmals nach dem 1. Januar 1997 festzusetzen sei. Sei ein u.a. nach der Regelung
Ã¼ber den Mindestjahresarbeitsverdienst festgesetzter Jahresarbeitsverdienst in
erheblichem MaÃ�e unbillig, sei er gemÃ¤Ã� Â§ 87 S. 1 SGB VII nach billigem
Ermessen neu festzusetzen. Diese Voraussetzungen seien erfÃ¼llt. Nach der
Regelberechnung des Â§ 82 Abs.1 SGB VII ergebe sich nur ein unter dem
Mindestjahresarbeitsverdienst liegender Jahresarbeitsverdienst, weil insoweit nur
die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit zu berÃ¼cksichtigen sei, nicht jedoch die TÃ¤tigkeit
als Entwicklungshelfer, da diese nicht im Rahmen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses
erfolge. Auch sei eine Feststellung des Verdienstes nach Â§ 82 Abs.2 S.2 SGB VII
nicht mÃ¶glich, weil die Unterhaltsleistungen Ã¼ber dem zuvor erzielten Verdienst
lÃ¤gen. Die Festsetzung nach dem Mindestarbeitsverdienst erscheine der Kammer
unbillig und nicht den FÃ¤higkeiten, der Ausbildung, der Lebensstellung und der
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers entsprechend. Der KlÃ¤ger verfÃ¼ge Ã¼ber einen
Hochschulabschluss und sei zum Zeitpunkt des Unfalls ein halbes Jahr als
Entwicklungshelfer eingesetzt gewesen. Der Jahresarbeitsverdienst sei nach
billigem Ermessen in HÃ¶he des zwÃ¶lffachen monatlichen Unterhaltsgeldes von
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5.333,60 DM festzusetzen. Die Ermessensreduzierung ergebe sich aus der
Gesetzessystematik der Â§Â§ 82, 87 SGB VII in Verbindung mit Â§ 539 Abs.1 Nr. 16
RVO. Der Fall, dass die Unterhaltsleistungen als Entwicklungshelfer hÃ¶her seien als
das Arbeitsentgelt aus der Zeit davor, werde von Â§ 82 Abs.2 S.2 SGB VII nicht
erfasst. Da die Unterhaltsleistungen jedoch nicht in die Regelberechnung mit
einbezogen wÃ¼rden, entspreche es billigem Ermessen, sie nach Â§ 87 SGB VII zu
berÃ¼cksichtigen.

Mit ihrer Berufung vom 9. Januar 2003 gegen das am 11. Dezember 2002
zugestellte Urteil macht die Beklagte geltend, die Rentenberechnung auf der
Grundlage des Mindestarbeitsverdienstes sei nicht unbillig. Unbilligkeit liege vor,
wenn aus besonderen GrÃ¼nden vorÃ¼bergehend niedriges, der normalen
Lebenshaltung des Versicherten nicht entsprechendes Arbeitsentgelt erzielt werde.
DemgegenÃ¼ber seien bei dem KlÃ¤ger die EinkommensverhÃ¤ltnisse wÃ¤hrend
des Entwicklungsdienstes hÃ¶her als in der Zeit zuvor. Es sei nicht zulÃ¤ssig, die
Unterhaltsleistungen wÃ¤hrend des Entwicklungsdienstes heranzuziehen, weil diese
kein Arbeitsentgelt darstellten.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 21. November 2002 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und
Verwaltungsakten verwiesen, die vorlagen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat weder einen Anspruch auf Berechnung seiner Rente auf der
Grundlage des von dem DED angegebenen Sozialversicherungs-Brutto-Entgelts
noch einen Anspruch auf Neubescheidung.

Ausgangspunkt der Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes ist Â§ 82 SGB VII, der
gemÃ¤Ã� Â§ 214 Abs. 2 SGB VII anzuwenden ist. Nach Â§ 82 Abs.1 SGB VII ist der
Jahresarbeitsverdienst der Gesamtbetrag der Arbeitsentgelte und
Arbeitseinkommen des Versicherten in den zwÃ¶lf Kalendermonaten vor dem
Monat, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist.

In den danach zu berÃ¼cksichtigenden Monaten Oktober 1995 bis September 1996
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hat der KlÃ¤ger lediglich 1995 Arbeitseinkommen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit
erzielt, wÃ¤hrend er im Jahr 1996 nach eigenen Angaben nicht mehr selbstÃ¤ndig
tÃ¤tig war. Das erzielte Einkommen betrug nach dem zuletzt vorgelegten
Einkommensteuerbescheid vom 14. MÃ¤rz 1997 im Jahr 1995 insgesamt 14.182
DM. In der Folgezeit hat er kein Arbeitseinkommen oder Arbeitsentgelt erzielt, weil
â�� wie die Beklagte zutreffend dargelegt hat â�� das wÃ¤hrend der TÃ¤tigkeit als
Entwicklungshelfer gewÃ¤hrte Unterhaltsgeld kein Arbeitsentgelt darstellt, da es
nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis erzielt worden ist. Bei dem
Entwicklungshelfer-Vertrag handelt sich vielmehr um einen Vertrag, der im
wesentlichen den Lebensbedarf des Entwicklungshelfers durch Unterhaltsleistungen
des TrÃ¤gers sichert (Â§ 4 Abs. 1 Nr. 1 EhfG). Insbesondere die Vorschriften Ã¼ber
die soziale Sicherung des Entwicklungshelfers (Â§Â§ 7 bis 15 EhfG) machen deutlich,
daÃ� seine TÃ¤tigkeit nicht auf der Grundlage eines fÃ¼r Arbeitnehmer typischen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses stattfindet. Das Gesetz hat insoweit durch eine
Kombination rechtlich verschiedener Formen sozialer Sicherheit eine fÃ¼r die
Personengruppe der Entwicklungshelfer angemessene Absicherung gefunden, die
der besonderen Eigenart ihres rechtlichen Status Rechnung trÃ¤gt.

In diesem Zusammenhang werden auch die dem Entwicklungshelfer gewÃ¤hrten
Leistungen fÃ¼r die Festsetzung des Jahresarbeitsverdienstes berÃ¼cksichtigt.
Denn nach Â§ 82 Abs.2 S.2 SGB VII wird dann, wenn jemand als Entwicklungshelfer
einen Versicherungsfall erleidet, als Jahresarbeitsverdienst das Arbeitsentgelt oder
Arbeitseinkommen zugrunde gelegt, das er durch eine TÃ¤tigkeit erzielt hÃ¤tte, die
der letzten TÃ¤tigkeit vor der genannten TÃ¤tigkeit entspricht, wenn es fÃ¼r ihn
gÃ¼nstiger ist, d.h. fÃ¼r den nach Â§ 2 Abs.3 Nr. 2 SGB VII versicherten
Entwicklungshelfer wird ein Vergleich zwischen dem als Entwicklungshelfer erzielten
Unterhaltsgeld mit einem fiktiv in einer TÃ¤tigkeit erzielten vorgenommen, die der
vorherigen TÃ¤tigkeit entspricht. Ein derartiger Vergleich setzt jedoch voraus, dass
das tatsÃ¤chlich gewÃ¤hrte Unterhaltsgeld mit einem fiktiven Entgelt verglichen
wird.

Als tatsÃ¤chliches Unterhaltsgeld ist der dem KlÃ¤ger gewÃ¤hrte (Brutto)- Betrag
nicht der fÃ¼r die Berechnung der BeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung maÃ�gebliche
Betrag von 5.333,20 DM monatlich anzusetzen. Dessen Festsetzung beruht
vielmehr auf Â§ 166 Abs. 1 Nr. 4 SGB VI. Danach ist bei Entwicklungshelfern ,wenn
dies gÃ¼nstiger ist, der Betrag zugrunde zu legen, der sich ergibt, wenn die
Beitragsbemessungsgrenze mit dem VerhÃ¤ltnis vervielfÃ¤ltigt wird, in dem die
Summe der Arbeitsentgelte oder Arbeitseinkommen fÃ¼r die letzten drei vor
Aufnahme der versicherungspflichtigen TÃ¤tigkeit voll mit PflichtbeitrÃ¤gen
belegten Kalendermonate zur Summe der BeitrÃ¤ge der
Beitragsbemessungsgrenzen fÃ¼r diesen Zeitraum steht; der VerhÃ¤ltniswert
betrÃ¤gt mindestens 0,6667. Von dem VerhÃ¤ltniswert von 0,6667 ist der DED
ausgegangen. Die jÃ¤hrliche Beitragsbemessungsgrenze betrug gemÃ¤Ã� Anlage 2
zum SGB VI fÃ¼r das Jahr 1996 96.000 DM bzw. 8000 DM monatlich. Multipliziert
man diesen Betrag mit 0,6667 ergeben sich 5.333,20 DM.

Der dem KlÃ¤ger gewÃ¤hrte Bruttobetrag ist mit dem fiktiven Einkommen aus der
letzten TÃ¤tigkeit vor derjenigen als Entwicklungshelfer zu vergleichen. Da der
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KlÃ¤ger zuletzt im Jahr 1995 mit einem Jahreseinkommen von 14.182 DM
selbstÃ¤ndig tÃ¤tig war, ist der erzielte Bruttobetrag zu berÃ¼cksichtigen. Da
dieser unter dem Mindestjahresarbeitsverdienst fÃ¼r 1996 von 29.736 DM liegt, hat
der Beklagte den Mindestjahresarbeitsverdienst berÃ¼cksichtigt.

Entgegen der Ansicht des Sozialgerichts war der Jahresarbeitsverdienst nicht nach 
Â§ 87 S.1 SGB VII zu berechnen. Danach wird der Jahresarbeitsverdienst nach
billigem Ermessen festgesetzt, wenn der nach der Regelung des
Mindestjahresarbeitsverdienst in erheblichem MaÃ�e unbillig ist. Das
Bundessozialgericht (BSG) hat auch fÃ¼r die Auslegung des dem Â§ 87 SGB VII
entsprechenden Â§ 577 RVO den allgemeinen Grundsatz des
Unfallversicherungsrechts zugrunde gelegt, dass fÃ¼r die Berechnung der
Leistungen die VerhÃ¤ltnisse im Jahr vor dem Arbeitsunfall maÃ�gebend sind (vgl.
BSG Urteil vom 28. Januar 1993- 2RU 15/92= HV-Info 1993, 972-979 mit weiteren
Nachweisen). Dieser Grundsatz soll nur dann nicht zum Tragen kommen, wenn
innerhalb des maÃ�geblichen Jahres beim Versicherten eine wesentliche Ã�nderung
der beruflichen Situation verbunden mit einer erheblichen Ã�nderung des
Arbeitseinkommens eingetreten ist. Innerhalb des letzten Jahres war nur insoweit
eine VerÃ¤nderung eingetreten, dass sich die EinkÃ¼nfte des KlÃ¤gers mit der
Aufnahme der TÃ¤tigkeit als Entwicklungshelfer verbessert hatten. Zuvor hatte der
KlÃ¤ger zuletzt 1993 ein hÃ¶heres Bruttoeinkommen bezogen, da auch 1994 seine
monatliche Arbeitslosenhilfe von 2.121,90 DM unter dem
Mindestjahresarbeitsverdienst von monatlich 2.352 DM lag. War also in den letzten
zwei Jahren und 9 Monaten vor dem Unfall die Lebensstellung des KlÃ¤gers nicht
durch hÃ¶here EinkÃ¼nfte bestimmt, so kann nicht festgestellt werden, dass der
festgesetzte Mindestjahresarbeitsverdienst in hohem MaÃ�e unbillig ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz(SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 11.08.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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